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DIETER EULER / ECKART SEVERING

Inklusion in der Berufsbildung

1. Grundlegungen

Das Thema Inklusion von Menschen mit Behinderung wird bildungspolitisch in einer selt-
samen Unschärfe diskutiert. Die Erörterung ist oft wenig differenziert und primär normativ 
fi xiert, obwohl sie weitreichende Konsequenzen verlangt. Vielfach ist die Inklusionsdebatte 
von Bekenntnissen und Postulaten bestimmt. Empirische Fundierungen und die Gewichtung 
von Realisationsmöglichkeiten und Optionen treten dahinter zurück. Verstärkt wurde die De-
batte über Inklusion durch die UN-Behindertenrechtskonvention, die 2009 von Deutschland 
ratifi ziert wurde und in Kraft getreten ist. Obwohl die Konvention in Artikel 24 bzw. Artikel 27 
explizit auch die Berufsausbildung einbezieht, bleibt die aktuelle Debatte weitgehend auf 
die Umsetzung im allgemeinbildenden Schulbereich begrenzt. 

Der vorliegende Beitrag will den Versuch unternehmen, offene Fragen und praktische 
Konsequenzen des Inklusionspostulats für die berufl iche Bildung darzustellen.

Die skizzierte Unschärfe in der Diskussion erfordert es erstens, genau zu bestimmen, 
welcher Begriff von Behinderung zugrunde gelegt wird und zweitens, daraus folgend, auf 
welche Personengruppen sich der Inklusionsanspruch beziehen soll. 

„Als behindert gelten Personen, die infolge einer Schädigung ihrer körperlichen, seeli-
schen oder geistigen Funktionen soweit beeinträchtigt sind, dass ihre unmittelbaren Lebens-
verrichtungen oder ihre Teilnahme am Leben der Gesellschaft erschwert werden.“ (BLEIDICK, 
2006, 79). Damit ist impliziert, dass eine Behinderung nur dann zum Tragen kommt, wenn 
individuelle Dispositionen auf bestimmte gesellschaftliche oder moralische Vorstellungen 
von „Normalität“ treffen: wenn etwa die Mobilität von Rollstuhlfahrern1 keinen hohen gesell-
schaftlichen Wert genießt, daher entsprechende Regelungen fehlen und sich diese Menschen 
in der Konsequenz in Gebäuden oder bei Verkehrsmitteln vielfältigen Barrieren ausgesetzt 
sehen. Behinderung ist keine nur individuelle Eigenschaft, sondern eine relationale Be-
stimmung. Damit ist sie aber auch nicht isoliert im Hinblick auf einen Menschen eindeutig 
diagnostizierbar. Vielmehr ist das Merkmal „Behinderung“ praktisch-rechtlich die Folge von 
Zuschreibungen, die je nach Hintergrund und Zielsetzung der zuschreibenden Institutionen 
ganz unterschiedlich ausfallen können. So beruht die Feststellung einer Behinderung im 
Schul- und im Beschäftigungssystem auf unterschiedlichen Maßstäben. 

Menschen mit Behinderung wird das Recht auf eine Förderung zugesprochen. Dabei muss 
die Behinderung sowie ein mit ihr verbundener Förderbedarf diagnostiziert werden und führt 
dann zu bestimmten Förderleistungen. Diese verwaltungstechnische Handhabung mündet 
in eine spezifi sche Begriffl ichkeit, die insbesondere im Übergang von Schule in Ausbildung 
verwirrend scheint. So wird in den allgemein bildenden Schulen ein „sonderpädagogischer 
Förderbedarf“ in spezifi schen Förderschwerpunkten festgestellt. Das Merkmal „Rehabilitand“ 
beruht auf der Zuerkennung des entsprechenden Status durch den Rehabilitationsträger, 
u. a. die Agenturen für Arbeit oder die Träger der Kranken, Unfall oder Rentenversicherung. 
Es berechtigt zur Wahrnehmung von „Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben“. Die Aner-
kennung einer Schwerbehinderung erfolgt davon unabhängig durch die Versorgungsämter. 
Die so praktisch defi nierten Personengruppen weisen zwar weite Überschneidungen auf, 
differieren aber zugleich erheblich (vgl. CLOERKES, FELKENDORFF, 2007, 39 f). Daraus wird 

1 Dieses Papier verwendet hauptsächlich die männliche Sprachform. Mit Schülern, Akteuren, Mig-
ranten etc. sind immer auch Frauen gemeint.
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deutlich: In unterschiedlichen Kontexten werden Menschen Merkmale zugeschrieben, die 
im Bildungssystem mit einer Zuordnung zu spezifi schen Maßnahmen und entsprechender 
Leistungsansprüche verbunden sind. Dass es sich um Zuschreibungen handelt, wird auch 
daran deutlich, dass mit der Ausdifferenzierung des Systems der Förderung von behinderten 
Menschen ganz unterschiedliche Typologien von Behinderung zum Einsatz kommen. So 
entwickelten sich im schulischen System unterschiedliche Förderschwerpunkte (Lernen, 
emotionale und soziale Entwicklung, geistige Entwicklung, körperliche und motorische Ent-
wicklung, Sehen, Hören, Sprache), im Bereich der Berufsbildungswerke werden die Rubriken 
Lern-, Körper-, Sinnes-, psychische, geistige und Mehrfachbehinderung unterschieden (vgl. 
NIEHAUS et al., 2012, 56; SEYD, SCHULZ, 2012, 78). Dabei fällt besonders auf, dass Anstie-
ge der Quoten der Menschen mit Behinderungen insbesondere bei den unspezifi schen 
Behinderungsarten vorliegen: „Lernbehinderung“ und „psychosoziale Behinderung“ sind 
Diagnosen, bei denen unmittelbar erkennbar wird, dass sie nur Bestand haben können vor 
dem Hintergrund eines auf bestimmte Leistungs und Verhaltensbandbreiten abgestimmten 
Schul und Beschäftigungssystems. 

Auch konzeptionell und wissenschaftlich führt ein relationaler Begriff von Behinderung 
zu der Frage, ob nicht die Diskussion über Inklusion auf benachteiligte Gruppen insgesamt 
ausgeweitet werden müsse, d. h. in diesem Zusammenhang, ob nicht fehlende Bildungs und 
Arbeitsmarktzugänge etwa von Zuwanderern, Niedrigqualifi zierten und anderen Gruppen 
stets und in gleicher Weise mit thematisiert werden müssten. Mit „behinderte/benachteiligte 
Menschen“ koexistieren zwei Zuschreibungen, die zwar einige Überschneidungen, aber 
auch markante Unterschiede aufweisen. Die Konzepte begründen u. a. unterschiedliche

• historische Ursprünge, Entwicklungslinien und Verankerungen im Wissenschaftssystem 
(vgl. OELKERS, 2013)

• Gewichtungen im Hinblick auf den vermeintlichen Anteil individueller vs. sozialer Be-
dingtheit in der Etikettierung von Behinderung bzw. Benachteiligung

• förderrechtliche Anbindungen (z. B. dauerhaft gestellte rechtliche Leistungsansprüche 
vs. temporäre Förderprogramme)

TENORTH (2013, 9) weist darauf hin, dass sich das Begriffsverständnis von Inklusion in der 
aktuellen Debatte schleichend verschoben hat. Demnach wird Inklusion pädagogisch nicht 
mehr als Beschulung aller Heranwachsenden, sondern als gemeinsame Beschulung aller 
verstanden. Dies bedeutet: Im Schulbereich werden Formen der äußeren Differenzierung 
negiert (z. B. nach Jahrgangsklassen oder leistungsdifferenzierten Gruppen) und durch 
Formen der inneren Differenzierung ersetzt. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass 
der im englischen Text der Behindertenrechtskonvention verwendete Begriff Inklusion („an 
inclusive education system“) im deutschen Text mit Integration übersetzt wurde („integratives 
Bildungssystem“). 

Wir haben uns entschlossen, diese Frage hier nicht deklaratorisch zu entscheiden, 
sondern inhaltlich. Das heißt: Zunächst beziehen wir Fragen zur Inklusion auf Menschen 
mit Behinderung und untersuchen, welchen Status quo wir in der Berufsbildung vorfi nden, 
welche Mechanismen des Ausschlusses hier wirksam werden und welche Veränderungs-
schritte begründet werden können. Dann erst und außerhalb dieses Beitrages wird zu 
prüfen sein, ob wir vergleichbare Mechanismen von Exklusion bei anderen Gruppen von 
Benachteiligten vorfi nden und ob hier entwickelte Vorschläge zur Inklusion auf diese Grup-
pen transferierbar sind.

2. Neue Wege der Berufsausbildung für Menschen mit Behinderung 

Der Umgang mit behinderten Menschen ist in Deutschland weitgehend bestimmt vom 
Leitgedanken des besonderen Schutzes und der Förderung: Sie münden nur in geringem 
Umfang in Regelangebote von Bildung und Beschäftigung, sondern weitgehend in besondere 
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Lernorte und Sondereinrichtungen, die einen spezifi schen Förderbedarf voraussetzen. Die 
Separation von jungen Menschen mit Behinderung beruht auf einem gesellschaftlichen Ver-
ständnis, das Behinderung als individuelle Problemlage und Normabweichung wahrnimmt. 
Die Sonderwelt der Förderung von Menschen mit Behinderung bietet in diesem Verständnis 
Schutz – etwa vor Anforderungen der geregelten Berufsbildung, deren Bewältigung man 
jungen Menschen mit Behinderung nicht zutraut – und zugleich entlastet sie die reguläre 
Berufsausbildung von Sonderfällen. 

Diese Form des Umgangs mit behinderten Menschen steht in gewissem Sinne exem-
plarisch für ein generelles Organisationsprinzip im Bildungsbereich. Dieses Prinzip basiert 
auf der Annahme, dass die beste Förderung dann stattfi ndet, wenn die sozialen Gruppen 
möglichst homogen zusammengesetzt sind. Diese Annahme hat bis in die 1960er Jahre 
beispielsweise die Geschlechtertrennung in Schulklassen begründet, und sie ist bis heute 
ein Argument für die Mehrgliedrigkeit der Schulformen. Außerdem legitimiert sie die Sepa-
ration für Menschen mit Behinderungen, Migranten, Schulabsolventen im Übergangssektor 
u. a. m. Die Praxis der Separation ist häufi g eng verbunden mit dem Ideal der Integration: 
Was zuvor getrennt wurde, soll nachträglich zusammengeführt werden. Gerade im Bil-
dungsbereich wird für den erfolgreichen Abschluss jeder Stufe – Förderschule (früher: Hilfs-, 
Sonderschule), Berufsvorbereitung, Sonderausbildung etc. – mit der Aussicht auf bessere 
Übergangsmöglichkeiten in die Welt der Nicht-Behinderten geworben – die sich dann für 
einen beträchtlichen Teil nicht realisieren lässt.

Mit der besonderen Förderung und der ihr zugrunde liegenden Etikettierung ist die Gefahr 
der Ausgrenzung verbunden, sozusagen eine Ausgrenzung durch Förderung. Bei jungen 
Menschen mit Behinderung kann eine solche Gefahr zum einen dadurch wachsen, dass in 
den jeweiligen Sondereinrichtungen mit ihren Sondermaßnahmen besondere Lebensformen 
eingeübt werden, die eine Integration in das jeweilige Regelsystem zunehmend erschweren. 
Zum anderen wächst mit dem Verbleib in diesen Maßnahmen die Gefahr einer Stigmatisie-
rung durch Außenstehende, die sich häufi g zu einer „sich selbst erfüllenden Prophezeiung“ 
entwickelt. Dies mag beispielsweise erklären, dass die Chance minimal ist, aus Förderschulen 
wieder ins Regelschulsystem wechseln zu können: Die Quote liegt bundesweit bei unter 3 
Prozent (vgl. PREUSS-LAUSITZ, 2012, 42). Zugespitzt formuliert, ergibt sich daraus: Ausschluss 
aus der Gesellschaft und Einschluss in besondere Institutionen. Für junge Auszubildende 
mit Behinderung folgt daraus eine schwierige Alternative zwischen einer Ausbildung weitge-
hend ohne spezifi sche Hilfen oder in einer vollständig kurativ defi nierten Umgebung. Damit 
soll keineswegs das hohe Engagement all derjenigen in Zweifel gestellt werden, die sich 
kompetent und motiviert um die Unterstützung von Menschen mit Behinderung kümmern.

Dieser Beitrag entwickelt eine Alternative für die Berufsausbildung. 
Ausgangspunkt: Für junge Menschen mit Behinderung sind Formen der spezifi schen 

Förderung unverändert bedeutsam und essentiell. Die Förderung in der Berufsbildung ist 
jedoch so auszurichten, dass deutlich mehr Jugendliche mit Behinderung eine betriebliche, 
außerbetriebliche oder vollzeitschulische Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf absolvieren können. Dieser Anforderung muss sich die Berufsbildung schon deswegen 
stellen, weil die verstärkte Ausrichtung der allgemeinbildenden Schulen auf Inklusion dazu 
führen wird, dass Schulabsolventen mit Behinderung aus dem allgemeinen Schulsystem 
ebenfalls inklusive Anschlussangebote im tertiären Bildungssektor und in der Berufsbildung 
nachfragen und sich nur dann auf Sondereinrichtungen verweisen lassen werden, wenn 
das nicht vermeidbar ist. Zugleich könnte auch nicht Behinderten durch die gemeinsame 
Beschulung in Zukunft das Verständnis für eine nachfolgende Separation fehlen.

Idealerweise sollte eine inklusive Berufsausbildung dann bis zum Ausbildungsabschluss 
führen. Dieses Ideal wird sich nicht immer erreichen lassen. Daher sollte die Ausbildung 
curricular so strukturiert und organisatorisch so gestaltet werden, dass auch dann, wenn 
Jugendliche keinen vollständigen Ausbildungsabschluss erreichen, die absolvierten Teile 
aus dem Ordnungsrahmen eines anerkannten Ausbildungsberufes geprüft, zertifi ziert und 
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dokumentiert werden. Auf diese Weise können Jugendliche mit Behinderung ihre Ausbildung 
häufi ger im Regelsystem der Berufsausbildung absolvieren. Dies korrespondiert mit einer 
stärkeren Inklusion im Regelsystem, d. h., die Umsetzung stellt einen wesentlichen Beitrag 
für eine inklusive Berufsausbildung dar.

Diese Zielausrichtung harmoniert prinzipiell sowohl mit dem Berufsbildungsgesetz als 
auch mit der geltenden Rahmenregelung für Ausbildungsregelungen für behinderte Men-
schen vom 17.12. 2009. So sieht § 64 BBiG/§ 42k HwO vor, dass behinderte Menschen 
grundsätzlich eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nach § 4 BBiG/§ 25 
HwO absolvieren, im Bedarfsfall unter Zuhilfenahme eines Nachteilsausgleiches nach § 65 
BBiG/§ 42l HwO. Wie weiter unten ausgeführt wird, bleibt die Umsetzung der rechtlichen 
Intention jedoch in wesentlichen Bereichen fragwürdig.

Eine solche Umsetzung ist verbunden mit einer Vielzahl von Veränderungen auf un-
terschiedlichen Ebenen. Sie erfordert u. a. ein anderes Grundverständnis im Umgang mit 
Verschiedenheit: Nicht Fördermaßnahmen in separierten Einrichtungen und Maßnahmen, 
sondern Individualisierung im Rahmen von heterogenen Gruppen wäre die Richtschnur beim 
Gestalten von entsprechenden Konzepten. Zum anderen sind die Rahmenbedingungen bei 
der Berufsausbildung auf diese Zielsetzung auszurichten – teilweise wird dies im Rahmen 
der bestehenden Flexibilität des Systems möglich sein, teilweise wäre jedoch auch zu prüfen, 
ob nicht Veränderungen im ordnungspolitischen oder sogar rechtlichen Rahmen sinnvoll 
sind, um die Ziele nachhaltig zu realisieren. 

3.  Übersicht: Übergänge von Jugendlichen mit Behinderungen in Ausbildung 
und Beruf

Um zum einen die Ziele weiter präzisieren, zum anderen die angestrebten Veränderungen 
genauer bestimmen und ausweisen zu können, erscheint ein Überblick über den Status quo 
der Berufsbildung für Jugendliche mit Behinderung unverzichtbar. Ein solcher Überblick soll 

• die bestehenden Wege des Übergangs von den allgemeinbildenden Schulen in Ausbil-
dung und Beruf skizzieren;

• die quantitativen Dimensionen für die verschiedenen Wege verdeutlichen, soweit die 
statistischen Grundlagen dies erlauben;

• die förderrechtlichen Anbindungen innerhalb der unterschiedlichen Wege aufzeigen.

Die folgende Übersicht bietet einen ersten Bezugsrahmen für die Übergänge der Jugend-
lichen mit Behinderungen aus den allgemeinbildenden Schulen in Ausbildung und Beruf. 

Neben den skizzierten sind weitere Übergangspfade möglich (z. B. in ein Studium). Auf-
grund der geringen Fallzahlen sollen diese im Folgenden jedoch ausgeklammert bleiben.

  

Schüler mit besonderem Förderbedarf in den allgemeinbildenden Schulen

Ausgangspunkt der Betrachtung bildet die Pfl ichtschulzeit, die für Schüler mit besonderem 
Förderbedarf überwiegend in Förderschulen und bei mittlerweile mehr als 20 Prozent der 
Schüler mit besonderem Förderbedarf in Regelschulen stattfi ndet. Die sogenannte Inklusi-
onsdebatte bezieht sich aktuell in erster Linie auf diesen Bereich des Bildungssystems: Es 
geht dabei um die Frage, in welcher Geschwindigkeit der überwiegende Teil der Schüler 
nicht in Förderschulen, sondern in (dafür personell und materiell auszustattenden) Regel-
schulen unterrichtet werden kann. Der Status quo in diesem Bereich lässt sich wie folgt 
zusammenfassen: 

• Aus den Schulstatistiken der Länder ergibt sich, dass 6,4 Prozent der Schüler (2011/12: 
ca. 487.000; vgl. KLEMM 2013b, 25) als Schüler mit besonderem Förderbedarf ausgewiesen 
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Regelschulen Förderschulen

Berufs-
vorbereitung Berufsausbildung Beschäftigung

Berufs-
vorbereitende 
Maßnahmen

Betrieblich - duale
Ausbildung  in 
anerkanntem

Ausbildungsberuf

Außerbetriebliche 
Ausbildung  in 
anerkanntem

Ausbildungsberuf

Außerbetriebliche 
und betriebliche 
Ausbildung  in 
Sonderberufen

Berufsbildung in 
Werkstätten für 

behinderte 
Menschen

Beschäftigung 
auf dem 1. / 2.
Arbeitsmarkt

Ohne Ausbildung / 
ohne Beschäftigung
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Abbildung: Übergänge von den allgemeinbildenden Schulen in Ausbildung und Beruf

 sind, etwa 44 Prozent davon im Förderschwerpunkt Lernen (vgl. NIEHAUS et al., 2012, 19, 27).
Davon lag im Schuljahr 2008 der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund bei 
14,4 Prozent (vgl. NIEHAUS et al., 2012, 23).

• 2010 begannen ca. 3,4 Prozent der Kinder bei der Einschulung ihre Schulzeit in einer 
Förderschule (4,5 Prozent der Jungen und 2,3 Prozent der Mädchen). Die Zuweisungs-
quoten variieren zwischen den Bundesländern – in Bremen, Schleswig-Holstein und 
Thüringen liegen die Quoten unter 2 Prozent, in Baden-Württemberg und Bayern über 
4 Prozent (vgl. AUTORENGRUPPE BILDUNGSBERICHTSERSTATTUNG, 2012, 63 f., 251). 

• Im Bundesdurchschnitt besuchten 2011/12 ca. 25 Prozent aller Schüler mit einem diagnos-
tizierten Förderbedarf Regelschulen (ca. 122.000) – bei einer Bandbreite von 11 Prozent 
bis 55 Prozent zwischen den Bundesländern; ca. 366.000 von ihnen besuchten Förder-
schulen. Die Inklusionsquote variiert zudem zwischen den Förderschwerpunkten. Das 
Spektrum reicht von 5 Prozent im Schwerpunkt „Geistige Entwicklung“ bis zu 43 Prozent 
im Förderschwerpunkt „Emotionale und soziale Entwicklung“(vgl. KLEMM, 2013a, 3).

• Zwischen 2005 und 2011 hat sich die Förderquote in Deutschland von 5,7 Prozent auf 
6,4 Prozent erhöht. Daraus ergibt sich: Trotz des Anwachsens eines inklusiven Unter-
richtes blieb das Ausmaß des Unterrichtes in Förderschulen nahezu unverändert (vgl. 
KLEMM, 2013a, 3).

• Der Anstieg der Förderquote fi el in den vergangenen 20 Jahren in den neuen Bundeslän-
dern wesentlich stärker aus als in den alten: neue Bundesländer von 4,7 Prozent (1991) 
auf 7,3 Prozent (2008) – alte Bundesländer analog von 4,1 Prozent auf 4,6 Prozent (vgl. 
NIEHAUS et al., 2012, 20 f.).

• Im Jahr 2010 wurden ca. 40.000 Jugendliche aus den Förderschulen entlassen, davon 
ca. 9.000 mit einem Hauptschulabschluss, ca. 1.000 mit einem Real- oder höheren 
Schulabschluss, ca. 30.000 (75 Prozent) ohne Hauptschulabschluss (vgl. NIEHAUS et 
al., 2012, 8, 26 f., 30, 33). Gemeinsam mit den Absolventen mit Behinderung aus den 
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Regelschulen verlassen derzeit jährlich mehr als 50.000 Jugendliche mit Behinderungen 
die allgemeinbildenden Schulen.

• 75 Prozent der Abgänger von Förderschulen bleiben ohne einen Hauptschulabschluss. 
26 Prozent der Jugendlichen, die keinen Hauptschulabschluss erreichen (58 Prozent 
kommen aus Förderschulen), gelingt der Eintritt in eine duale Berufsausbildung. Die 
übrigen münden in den Übergangssektor. „Belastbare Statistiken über den weiteren 
Bildungsweg von Abgängern und Absolventen der Förderschulen liegen … nicht vor.“ 
(KLEMM, 2013a, 4). 

Berufs(ausbildungs)vorbereitung

„Die Berufsausbildungsvorbereitung dient dem Ziel, durch die Vermittlung von Grundlagen 
für den Erwerb berufl icher Handlungsfähigkeiten an eine Berufsausbildung in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf heranzuführen“ (§ 1, Abs. 2 BBiG). Entsprechende Maßnahmen 
werden von unterschiedlichen Trägern angeboten; neben dem Berufsvorbereitungsjahr in 
berufsbildenden Schulen sind hier insbesondere die berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen der Bundesagentur für Arbeit (BA) zu nennen. „Die Agentur für Arbeit kann förde-
rungsbedürftige junge Menschen durch berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen fördern, 
um sie auf die Aufnahme einer Berufsausbildung vorzubereiten oder, wenn die Aufnahme 
einer Berufsausbildung wegen in ihrer Person liegender Gründe nicht möglich ist, ihnen die 
berufl iche Eingliederung zu erleichtern.“ (§ 51, Abs. 1 SGB III) Die BA ermittelte für das Jahr 
2012 insgesamt 16.440 Jugendliche mit Behinderungen (14.700 Rehabilitanden und 1.740 
schwerbehinderte Jugendliche) in berufsvorbereitenden „Maßnahmen zur Rehabilitation“ 
(BvB-Maßnahmen). Davon befanden sich ca. 5.800 in allgemeinen und ca. 10.600 in Reha-
spezifi schen BvB-Maßnahmen (BA 2013b).

Ein beträchtlicher Teil der BvB-Teilnehmenden mit Behinderungen absolvieren die Maß-
nahme in einem der 52 Berufsbildungswerke. Bezogen auf diesen Kreis liegen genauere 
sozialstatistische Daten vor (vgl. SEYD, SCHULZ, 2012). Die Jugendlichen waren zum Eintritt der 
Maßnahme im Durchschnitt 18,8 Jahre alt, ca. 36,3 Prozent sind weiblich, ca. 13,3 Prozent 
haben einen Migrationshintergrund. 75 Prozent der Jugendlichen in einer BBW-BvB sind 
in Internaten untergebracht. 30,5 Prozent sind als schwerbehindert anerkannt. Die Zahl der 
Abbrüche einer BvB-Maßnahme in den BBW ist sehr niedrig: Sie lag 2011 bei 3,1 Prozent 
(vgl. SEYD, SCHULZ, 2012, 61).

Betrieblich-duale Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf

Prinzipiell können Jugendliche mit Behinderung eine betrieblich-duale Berufsausbildung 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf aufnehmen. Sie schließen dann mit einem Ausbil-
dungsbetrieb einen regulären Ausbildungsvertrag ab. In der Mehrzahl dieser Fälle ist davon 
auszugehen, dass die Ausbildungsbetriebe eine der zahlreichen öffentlichen Fördermög-
lichkeiten in Anspruch nehmen.

Die genaue Zahl von betrieblichen Ausbildungsverträgen mit behinderten Jugendlichen 
zu erfassen, ist nicht möglich, da das Merkmal „Behinderung“ keinen Bestandteil der Be-
rufsbildungsstatistik bildet (BIBB, 2012, 40, 137). Zudem existieren keine Zahlen über den 
Übergang von Jugendlichen aus einer Förderschule in eine betrieblich-duale Ausbildung. 
Dazu tritt die Möglichkeit, dass eine in der allgemeinbildenden Schule diagnostizierte Behin-
derung nicht notwendigerweise auch nach Abschluss der Schule noch bestehen muss. Selbst 
bei einem Fortbestehen der Behinderung wird der sonderpädagogische Förderbedarf in der 
Regel nicht weiter ausgewiesen. (Eine Ausnahme ist etwa die Fortschreibung des Förderbe-
darfes, wenn volljährigen Förderschulabgängern der Übergang in eine Förderberufsschule 
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ermöglicht werden soll.) Stattdessen wird zwischen Rehabilitanden und Schwerbehinderten 
unterschieden (vgl. Kapitel 1). 

Gleichwohl existieren Annäherungswerte, zum einen in Form von Ableitungen aus der 
Beratungsstatistik der BA, zum anderen aus den Zahlen aus dem Anzeigeverfahren zur 
Ausgleichsabgabe für die Beschäftigung schwerbehinderter Menschen. So haben im Be-
ratungsjahr 2008/09 insgesamt 20.548 behinderte Menschen die Bundesagentur für Arbeit 
bei der Suche nach einer Ausbildungsstelle eingeschaltet. Von diesen nahmen 14.057 eine 
geförderte Berufsausbildung auf, davon aber lediglich 1.404 in einer regulären betriebli-
chen Berufsausbildung (BMAS, 2011, 39). Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich 
mindestens 20 Arbeitsplätzen sind gehalten, auf wenigstens 5 Prozent der Arbeitsplätze 
schwerbehinderte Menschen zu beschäftigen (§ 71, Abs. 1 SGB IX). Kommen sie dieser 
Beschäftigungspfl icht nicht nach, entrichten sie für jeden unbesetzten Pfl ichtarbeitsplatz für 
schwerbehinderte Menschen eine Ausgleichsabgabe (§ 77, Abs. 1 SGB IX). Ein schwerbehin-
derter Mensch, der berufl ich ausgebildet wird, wird einem schwerbehinderten gleichgestellt 
und zudem auf zwei, in besonderen Fällen auf drei Pfl ichtarbeitsplätze für schwerbehinderte 
Menschen angerechnet (§ 76 (2) SGB IX). Aus den Statistiken zur Ausgleichsabgabe wird 
ersichtlich, wie viele Auszubildende in den Betrieben ausgebildet und wie viele von ihnen 
nach § 76, Abs. 2 SGB IX angerechnet wurden. Im Jahr 2011 waren insgesamt ca. 6.100 
Auszubildende mit Schwerbehinderung gemeldet (Bestandszahl, nicht Neueintritte) (vgl. 
BA 2013a).

Arbeitgeber können für die betriebliche Ausbildung von behinderten und schwerbehin-
derten Menschen durch Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung oder zu einer vergleichba-
ren Vergütung gefördert werden. Bei behinderten Menschen beträgt der Zuschuss bis zu 
60 Prozent, bei schwerbehinderten Menschen bis zu 80 Prozent der Ausbildungsvergütung, 
in Ausnahmefällen wird die Ausbildungsvergütung komplett übernommen (§ 73 SGB III). Im 
Jahr 2009 wurden Zuschüsse für behinderte Auszubildende in 6.776 Fällen, für schwerbe-
hinderte Menschen in 3.484 Fällen geleistet (NIEHAUS et al., 2012, 51).

Die Ausführungen illustrieren die Schwierigkeiten einer statistischen Erfassung von Men-
schen mit Behinderung in einer betrieblich-dualen Ausbildung. Legt man die Bestandszahl 
von Personen zugrunde, für deren Ausbildung die Arbeitgeber Zuschüsse erhalten, so kann 
von ca. 3.500 Neueintritten in eine betrieblich-duale Ausbildung ausgegangen werden.

Die Bundesagentur für Arbeit wendete im Jahr 2011 für die berufsfördernde Erstausbildung 
für Behinderte ca. 284 Millionen Euro auf. Dazu kommen insgesamt ca. 1,806 Milliarden Euro 
an Bildungsausgaben für berufsfördernde Bildungsmaßnahmen für Behinderte, die nicht 
exakt auf die berufl iche Erstausbildung oder die Weiterbildung aufteilbar sind (vgl. BIBB, 
2012, 260). Auch die Weiterbildung von Menschen mit Behinderung ist in hohem Maße an 
besondere Institutionen gebunden: Etwa 20.000 Plätze stellen Berufsfortbildungswerke 
(bfw), berufl iche Trainingszentren für psychisch behinderte Menschen und die Werkstätten 
für behinderte Menschen.

Innerhalb der betrieblich-dualen Ausbildung (und auch innerhalb der im nächsten Abschnitt 
aufgenommenen Formen einer außerbetrieblichen Berufsausbildung) ist unter dem Aspekt 
einer inklusiven Berufsbildung ein besonderer Fokus auf die berufl ichen Schulen zu werfen. 
In diesem Rahmen stellt sich die gleiche Frage wie im allgemeinbildenden Schulbereich: 
Besuchen die Auszubildenden mit Behinderungen Regel- oder Sonderberufsschulen? Die 
Berufsbildungswerke unterhalten nur zum Teil eigene Berufsschulen: die nicht konfessi-
onell gebundenen Einrichtungen in der Regel nicht; sie kooperieren dann mit staatlichen 
Berufsschulen.
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Außerbetriebliche Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf

Neben der ungeförderten oder geförderten betrieblich-dualen Berufsausbildung sind staatlich 
geförderte Formen der außerbetrieblichen Berufsausbildung möglich. Auch in diesem Bereich 
fällt es nicht immer leicht, die unterschiedlichen Fördermaßnahmen präzise zuzuordnen und 
in ihren quantitativen Dimensionen eindeutig zu bestimmen.

Ein wesentliches Instrument der BA in diesem Bereich stellt die Berufsausbildung in 
außerbetrieblichen Einrichtungen (BaE) dar (§ 76 SGB III). Dieses Instrument besteht für 
„förderungsbedürftige junge Menschen“, darunter fallen auch junge Menschen mit Behin-
derung. 2012 haben insgesamt 5.000 Menschen mit Behinderung eine BaE begonnen 
(4.500 Rehabilitanden, 500 Schwerbehinderte) (BA 2013b; Daten der Vorjahre: NIEHAUS et 
al., 2012, 53).

An die quantitativen Dimensionen der außerbetrieblichen Berufsausbildung kann man 
sich über die Statistiken zu den Belegungen in den Berufsbildungswerken weiter nähern. 
In den Berufsbildungswerken wurden 2011 insgesamt 4.480 Neueintritte in eine Ausbildung 
gezählt, davon mündeten 50,5 Prozent in die Ausbildung für einen Regel- und 49,5 Pro-
zent für einen Sonderberuf ein (vgl. SEYD, SCHULZ, 2012, 7, 64). Die meistbesetzten Aus-
bildungsberufe waren dabei Bürokaufmann, Hauswirtschaftshelfer, Gartenbaufachwerker, 
Bürokraft, Beikoch, Metallwerker/-bearbeiter, Fachlagerist, Holzbearbeiter und Verkäufer 
(vgl. SEYD, SCHULZ, 2012, 10). Ausbildungsanfänger waren im Durchschnitt 20,4 Jahre alt, 
ca. 36,8 Prozent davon weiblich, ca. 15,6 Prozent weisen einen Migrationshintergrund auf, 
68 Prozent der BBW-Auszubildenden sind in Internaten untergebracht. 23,9 Prozent sind 
als schwerbehindert anerkannt (vgl. SEYD, SCHULZ, 2012). Die Zahl der Ausbildungsabbrü-
che in den BBW ist sehr niedrig, sie lag 2011 bei 1,7 Prozent (vgl. SEYD, SCHULZ, 2012, 61).

Mit ca. 90 Prozent entsprechen die Bestehensquoten bei der Kammerprüfung für die 
Auszubildenden aus den BBW in etwa den Gesamtquoten. Ca. 58 Prozent der Absolven-
ten fi nden unmittelbar den Einstieg in das Berufsleben, davon ca. 70 Prozent im gelernten 
Beruf. Ein Jahr nach der Ausbildung sind ca. 62 Prozent der Absolventen in Arbeit (vgl. 
BBW, 2013). In einer Studie ermittelte das Institut der deutschen Wirtschaft die Kosten für 
eine Berufsausbildung am BBW mit ca. 120.000 Euro. Angesichts der Übergangszahlen in 
das Berufsleben und den damit verbundenen Rückfl üssen an Steuer- und Sozialversiche-
rungszahlungen bzw. nicht erforderlichen Transferleistungen wird eine Amortisation dieser 
Kosten bereits nach zehn Jahren bzw. eine Rendite von 11,7 Prozent über das Erwerbsleben 
errechnet (vgl. NEUMANN et. al., 2010).

Während die Berufsausbildung früher zumeist abgeschirmt in den BBW oder bei an-
deren außerbetrieblichen Trägern durchgeführt wurde, kristallisieren sich in der Folge von 
Modellprojekten (vgl. SCHULZ, SEYD, 2012; GALILÄER, 2012) auch Ausbildungsformen mit 
bedeutenden Anteilen an betrieblichen Ausbildungsphasen heraus. So werden im Rahmen 
von verzahnten, modularisierten Ausbildungen und Formen der Verbundausbildung fl exible 
Modelle praktiziert, in denen außerbetriebliche und betriebliche Ausbildungsphasen mit 
organisatorischer und didaktischer Unterstützung des BBW zu einem anerkannten Ausbil-
dungsabschluss geführt werden (vgl. BBW, 2012, 5 ff.) Diese Entwicklungen lassen sich als 
Konturen für eine inklusive Berufsbildung aufnehmen und weiterentwickeln.

Außerbetriebliche und betriebliche Berufsausbildung in Sonderberufen

Nach § 64 BBiG bzw. § 42k HwO sollen behinderte Menschen prinzipiell in anerkannten 
Ausbildungsberufen ausgebildet werden. Dabei sind ihre besonderen Verhältnisse zu be-
rücksichtigen, so insbesondere bei der Gestaltung der zeitlichen und sachlichen Gliederung 
der Ausbildung, der Dauer von Prüfungszeiten, der Zulassung von Hilfsmitteln und der In-
anspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter (z. B. Gebärdendolmetscher für hörbehinderte 
Menschen) (§ 65 BBiG, § 42l HwO). Darüber hinaus sieht § 66 BBiG (analog § 42m HwO) als 
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Sonderform vor, dass die zuständigen Stellen für „behinderte Menschen, für die wegen Art und 
Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht in 
Betracht kommt“, besondere Ausbildungsregelungen treffen können. Die Ausbildungsinhalte 
sollen unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des allgemeinen Arbeitsmarktes 
aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt werden. 

Vor diesem Hintergrund wurden in der Vergangenheit bei den zuständigen Stellen mehr 
als 900 Einzelregelungen (davon die Hälfte aktiv genutzt) im Sinne von Sonderberufsaus-
bildungen zum Fachpraktiker entwickelt, die nur in geringem Maße standardisiert sind. 58 
Prozent der so genannten Sonderberufe sind im Vergleich zu den entsprechenden Regel-
berufen theoriegemindert. Übergangsmöglichkeiten mit Anrechnungen von Lerninhalten 
in Regelberufe sind nur bei 38 Prozent der Fachpraktiker-Ausbildungen geregelt (vgl. 
VOLLMER, FROHNENBERG, 2008). Die Rahmenregelung für Ausbildungsregelungen für behin-
derte Menschen (2009) empfi ehlt, die Dauer der Sonderausbildung beim Übergang in eine 
Vollausbildung „in angemessenem Umfang“ anzurechnen. Die Umsetzungspraxis zu dieser 
Empfehlung folgt Ermessensentscheidungen der zuständigen Akteure; in welchem Umfang 
ihr gefolgt wird, ist nicht bekannt. 

In 2012 befanden sich insgesamt 34.734 Auszubildende in Sonderausbildungen nach 
§ 66 BBiG bzw. § 42m HwO (BIBB 2012, 36 ff.), 9.916 Jugendliche mündeten neu in Sonder-
ausbildungen ein (BA 2013b, 47). Ein überproportional hoher Anteil befi ndet sich im Bereich 
der Hauswirtschaft (BIBB, 2012, 136). Eine kleine, aber statistisch nicht erfasste Zahl von 
behinderten Jugendlichen absolviert die Sonderausbildung in Betrieben.

Ein vertiefter Blick auf die Entwicklung und Struktur der Zahlen über Sonderausbildun-
gen nach § 66 BBiG bzw. § 42m HwO verdeutlicht, dass die Einmündung von Jugendlichen 
nicht nur von ihren Ausbildungsvoraussetzungen abhängt, sondern auch von den jeweiligen 
Bedingungen des Ausbildungsmarktes. So ist zum einen erkennbar, dass in Zeiten einer 
besseren Versorgungslage die Einmündungen in Sonderausbildungen abnehmen, in Zei-
ten des angespannten Ausbildungsmarktes wird die umgekehrte Tendenz deutlich. Es wird 
davon ausgegangen, dass „Verwaltungen bei einem massiven Mangel an betrieblichen 
Ausbildungsplätzen, wie er insbesondere Mitte der 2000er-Jahre herrschte, die Bestim-
mungen nach § 66 BBiG bzw. § 42m HwO offensiver auslegen, um auch über diesen Weg 
Ausbildungsmöglichkeiten zu eröffnen“ (BIBB, 2012, 40). Zudem fallen die – wiederum durch 
die Bedingungen des Ausbildungsmarktes erklärbaren – regionalen Disparitäten in der Zu-
weisung in Sonderausbildungen auf. Während der Anteil von Sonderausbildungen nach § 66 
BBiG bzw. § 42m HwO an der Gesamtzahl aller Ausbildungsverträge in Westdeutschland im 
Jahr 2011 bei 1,6 Prozent lag, betrug er in Ostdeutschland 4,2 Prozent (vgl. BIBB, 2012, 38). 
Wie schon beim Konstrukt der Ausbildungsreife zeigt sich auch in diesem Kontext – entgegen 
der Intention von BBiG bzw. HwO – folgende Situation: Ein nur individuell zugeschriebenes 
Merkmal wird je nach Marktbedingungen sehr unterschiedlich zugewiesen und kann für die 
Betroffenen zu problematischen Stigmatisierungen oder in Sackgassen führen. 

Berufsbildung in einer Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM)

WfbM sind „Einrichtungen zur Teilhabe und zur Eingliederung in das Arbeitsleben für Men-
schen, die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht 
wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein können“ (HEYDER, KLOCKE, 2012, 156). 
2012 befanden sich 19.752 Jugendliche im Berufsbildungsbereich der Werkstätten für be-
hinderte Menschen (BMBF, 2013, 39). 

Für 2006 liegt eine Quantifi zierung der Zugangswege zu WfbM vor. Danach kommen 
40 Prozent aus Schulen, 24 Prozent aus Arbeitslosigkeit, 7 Prozent aus BvB-Maßnahmen, 
9 Prozent über andere identifi zierte Wege und 19 Prozent über nicht erfasste Wege in die 
WfbM (DETMER et al. 2008, 72).
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Mit dem SGB IX wurde 2001 der bis dahin verwendete Begriff „Arbeitstraining“ in WfbM 
durch die Bezeichnung „berufl iche Bildung“ ersetzt. Die berufl iche Bildung in WfbM unter-
scheidet sich aber in wesentlichen Punkten von einer Berufsausbildung im dualen System: Sie 
dauert nur 24 Monate; der Lernort Berufsschule ist zumeist nicht verankert; die angestrebten 
Kompetenzprofi le sind nicht standardisiert und daher vielfältig und beliebig; es fehlen die 
für eine Berufsausbildung typischen Ordnungsmittel. In WfbM „erworbene fachliche (Teil-)
Kompetenzen sind … nur eingeschränkt auf die Kompetenzprofi le anerkannter Berufe be-
ziehbar. Bemühungen um konzeptionelle Brücken zum ‚regulären‘ System der berufl ichen 
Bildung sind bis heute die Ausnahme.“ (HEYDER, KLOCKE, 2012, 159) In diesem Bereich tätige 
Träger wie z. B. die Union Sozialer Einrichtungen sowie die „Bundesarbeitsgemeinschaft 
Werkstätten für behinderte Menschen“ streben vor diesem Hintergrund an, die berufl iche 
Bildung in WfbM schrittweise mit der Berufsausbildung im dualen System zu verknüpfen 
(vgl. HEYDER, KLOCKE, 2012, 163). Dabei wurden u. a. die folgenden Empfehlungen formuliert 
(HEYDER, KLOCKE, 2012, 157 f.): Ausrichtung an den anerkannten Berufsausbildungen durch 
Binnendifferenzierung und Personenorientierung; Einsatz von förderdiagnostischen Instru-
menten; Individualisierung des Bildungsprozesses; Modularisierung der Bildungsinhalte; 
individuelle Lernfortschrittsdokumentation. Die WfbM qualifi zieren vorrangig für den eigenen 
Bedarf. Zahlen zu Übergängen von einer erfolgreichen zweijährigen Qualifi zierung in WfbM 
in den ersten Arbeitsmarkt sind nicht dokumentiert.

Beschäftigung auf dem ersten oder zweiten Arbeitsmarkt

Nach Ende der Schulzeit besteht eine weitere Form des Übergangs in der Einmündung in 
eine Beschäftigung, sei es auf dem ersten Arbeitsmarkt oder auf dem zweiten Arbeitsmarkt 
im Rahmen von Werkstätten für behinderte Menschen. 2011 waren insgesamt 932.000 
schwerbehinderte Beschäftigte bei der BA gemeldet. Am 01.01.2012 waren in WfbM 297.293 
Personen beschäftigt (BUNDESARBEITSGEMEINSCHAFT WERKSTÄTTEN FÜR BEHINDERTE MENSCHEN, 
2012).

In den vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten „Schulstatistiken“ sind keine Daten 
zum Verbleib der Schulabgänger enthalten. Über Geschäftsstatistiken der BA kann der 
Übergang von der Schule in den Arbeitsmarkt allenfalls mittelbar und facettenhaft betrachtet 
werden, etwa durch Daten aus der Ausbildungsmarktstatistik oder der Förderstatistik.

In der Ausbildungsmarktstatistik werden u. a. gemeldete Bewerber für Berufsausbil-
dungsstellen und die Art des Verbleibes ausgewiesen. Von den im Beratungsjahr 2011/12 
gemeldeten 561.783 Bewerbern für Berufsausbildungsstellen sind 28.254 in Erwerbstätigkeit 
eingemündet, darunter befanden sich 4.821 bzw. 151 schwerbehinderte Bewerber. Eine wei-
tergehende Differenzierung nach einer Beschäftigung im ersten bzw. zweiten Arbeitsmarkt 
erfolgt an dieser Stelle nicht. Daten zu Rehabilitanden sind nicht vorhanden.

In der Förderstatistik weist die BA u. a. Einmündungen in WfbM aus (Eintritte in Ein-
gangsverfahren/Berufsbildungsbereich für den Fall, dass sie zuständiger Reha-Träger 
ist). Der Übergang Schule/WfbM lässt sich auch hier nicht direkt abbilden. Es ist nur eine 
Differenzierung nach Erst- und Wiedereingliederung möglich. Der Ersteingliederung sind 
Personen zuzuordnen, die erstmalig in das Ausbildungs- oder Erwerbsleben integriert werden 
sollen. Es handelt sich dabei insbesondere um Schulabgänger an der ersten Schwelle zum 
Ausbildungs-/Arbeitsmarkt, aber auch um Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
oder mit weniger als dreijähriger Berufspraxis. Unter dieser Prämisse ergibt sich folgender 
Sachstand: 2012 gab es 14.543 Eintritte in die Maßnahme „Eingangsverfahren/Berufsbil-
dungsbereich WfbM“, darunter 11.139 in der Ersteingliederung.
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Ohne Beschäftigung

Insbesondere Jugendliche mit schweren Behinderungen beginnen im Anschluss an ihre 
Schulzeit unter Umständen weder eine Ausbildung noch eine Beschäftigung. 

Generell gilt: Die stabile Verfassung des Arbeitsmarktes in den vergangenen Jahren 
hat sich positiv auch auf das Arbeitslosigkeitsrisiko von jungen Menschen mit Behinderung 
ausgewirkt. Die Abnahme der Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderung ist zwar 
weniger stark ausgeprägt (2009: 14,6 Prozent. 2012: 14,1 Prozent) als der Rückgang der 
Arbeitslosigkeit insgesamt (2009: 10,5 Prozent. 2012: 8,8 Prozent). Allerdings ging die 
Arbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderung in der Altersgruppe von 25 bis 55 Jahren 
überproportional zurück. Über alle Altersgruppen hinweg ist der Anteil der Fachkräfte bei 
schwerbehinderten Arbeitslosen etwas höher (2012: 56,4 Prozent) als bei nicht schwerbe-
hinderten Arbeitslosen (2012: 51,5 Prozent). Schwerbehinderten Arbeitslosen gelingt es 
trotzdem seltener als nicht schwerbehinderten, eine Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt 
aufzunehmen – Schwerbehinderte werden allerdings auch nicht so häufi g arbeitslos, und 
ihre Arbeitslosenquote reagiert relativ gedämpft auf konjunkturelle Einfl üsse (BA, 2013a, 
5 ff.). Jedoch dauert ihre Arbeitslosigkeit signifi kant länger als die von nicht Behinderten 
(BA, 2013a, 10). Das mag damit zusammenhängen, dass der Anteil der Neueinstellungen 
von Menschen mit Behinderung in den Unternehmen nach wie vor sehr gering ist. Bei einer 
hohen Zahl beschäftigter Schwerbehinderter entstand erst während des Berufslebens in 
einem Beschäftigungsverhältnis eine Behinderung (FIETZ et al., 2011). Das lässt umgekehrt 
darauf schließen, dass bereits behinderte Schul oder Ausbildungsabsolventen große Prob-
leme bei der Einmündung in den ersten Arbeitsmarkt haben.

„Im Jahresdurchschnitt 2012 suchte fast die Hälfte (86.000) der 176.000 schwerbe-
hinderten Arbeitslosen nach einer Tätigkeit auf Fachkräfteebene (Anforderungsniveau 2), 
14.000 (8 Prozent) wollten in einem hochqualifi zierten Beruf (Anforderungsniveau 3+4) ar-
beiten und 63.000 (36 Prozent) haben eine Tätigkeit auf Helferebene (Anforderungsniveau 
1) gesucht. Von den 86.000 schwerbehinderten Arbeitslosen, die nach einer Tätigkeit auf 
Fachkräfteebene suchten, wollten 19.000 in Objektschutzberufen (überwiegend als Pförtner) 
arbeiten, 12.200 suchten nach einer Tätigkeit in Büro- oder Sekretariatsberufen, 8.300 im 
Bereich Gebäudetechnik (weit überwiegend Hausmeistertätigkeiten) und 7.100 in Berufen 
der Metallbearbeitung, Mechatronik und Elektronik“ (BA, 2013a, 9).

In der Geschäftsstatistik der BA kann der Zugang an Arbeitslosen nach der Herkunfts-
struktur abgebildet werden. Zu den Ausprägungsformen gehört u. a. der Zugang aus „Schule/
Studium/schulischer Berufsausbildung“. Eine weitere Differenzierung erfolgt an dieser Stelle 
nicht. 2012 waren 7.772.906 Zugänge in Arbeitslosigkeit zu verzeichnen, darunter 219.195 
aus „Schule/Studium/schulischer Berufsausbildung“. Bezogen auf schwerbehinderte Men-
schen waren es 367.353 bzw. 3.117. Bezogen auf den Zugang von Rehabilitanden sind 
entsprechende statistische Auswertungen nicht möglich. Es ist lediglich eine Differenzierung 
nach Ersteingliederung (2012: 43.117 Zugänge) und Wiedereingliederung (2012: 22.744 
Zugänge) möglich (BA 2013c). 

Synoptische Zusammenführung der quantitativen Dimensionen

Auch wenn die quantitativen Dimensionen in den einzelnen Übergangsbereichen aufgrund 
von fehlenden bzw. fragmentarischen Statistiken mehr oder weniger unscharf bleiben, lassen 
sich aus den skizzierten Zusammenhängen grob die folgenden Dimensionen bestimmen2:

2 Die Zahlen stellen Verdichtungen der in den vorangegangenen Abschnitten dargestellten Nähe-
rungswerte dar.
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• Jährlich verlassen derzeit etwas mehr als 50.000 Jugendliche mit Behinderungen die 
allgemeinbildenden Schulen, davon ca. 40.000 aus einer der zahlreichen Förderschulen. 

• Die für den Bereich Berufsbildung relevanten Übergänge sind grob wie folgt besetzt:

Berufsvorbereitende Maßnahmen (Ü1) 16.400

Betrieblich-duale Berufsausbildung (Ü2) ca. 3.500

Außerbetriebliche Berufsausbildung in anerkannten 
Ausbildungsberufen (Ü3)

ca. 5.000

Außerbetriebliche Berufsausbildung in Sonderberufen (Ü4) 9.900

Die Zahlen bleiben u. a. aus den folgenden Gründen unscharf:

• Die statistischen Auswertungen beziehen sich auf unterschiedliche Jahrgänge.
• Bei der Einmündung von Jugendlichen in den Übergangssektor können neue Etikettie-

rungen von Behinderungen auftreten. Insbesondere im Bereich der berufsvorbereitenden 
Maßnahmen ist zu vermuten, dass zahlreiche Jugendliche in das BVJ mit der Zuschrei-
bung einer Lernbehinderung einmünden.

• Der Ausweis einer Behinderung wird von den betroffenen Jugendlichen (bzw. ihren Eltern) 
bewusst vermieden, um mögliche Stigmatisierungen zu vermeiden.

• Eine unbekannte Zahl von Schulabsolventen mit einem Förderbedarf „verschwindet“ 
(zunächst) in Bereiche jenseits von Berufsvorbereitung oder Berufsausbildung.

4. Empirische Befundlage zur Wirksamkeit inklusiver Bildungskonzepte

Eingangs wurde darauf hingewiesen, dass in der aktuellen Inklusionsdebatte primär nor-
mative Bekenntnisse und weniger empirische Erkenntnisse die Diskussion tragen. „Das 
Versprechen der Inklusionsbefürworter lautet nun, dass ihre Form der Beschulung nicht 
nur die bildungssysteminterne Differenzierung der Lerngruppen nach Personenmerkmalen, 
z. B. der ‚Behinderung‘ oder der Herkunft vermeidet, sondern mit der dabei gewählten Form 
der Binnenorganisation des Bildungssystems für alle davon Betroffenen auch bessere Er-
gebnisse erzielt.“ (TENORTH, 2013, 13). Es stellt sich die Frage, durch welche (empirischen) 
Belege dieser Anspruch begründet werden kann.

Für die Berufsbildung sind keine Studien bekannt, die zur Aufklärung der Sachverhalte 
beitragen könnten. Demgegenüber liegen für den Bereich der allgemeinbildenden Schulen 
insbesondere international einige Befunde vor, die in einem synoptischen Beitrag von MÖLLER 
(2013) pointiert zusammengefasst werden. Die Vergleichbarkeit der sich auf verschiedene 
Länder beziehenden Studien ist nur begrenzt möglich, da u. a. Art und Ausgestaltung der 
Inklusionsmaßnahmen (sog. Treatment) sowie Defi nition und Diagnostik von Förderbedarf 
divergieren.

Die Ergebnisse sollen in knapper Form entlang von erkenntnisleitenden Fragen dargestellt 
und in einem Gesamtfazit zusammengefasst werden.

(1) Wie wirkt sich Inklusion auf schulische Leistungen der Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf aus?

Die Studien zur Leistungsentwicklung zeigen überwiegend positive, wenn auch geringe 
Wirkungen für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die inklusiv beschult werden 
(MÖLLER, 2013, 24). In den Studien handelt es sich zumeist um Schüler mit eher leichten 
kognitiven Einschränkungen aus dem Förderschwerpunkt Lernen. Die Ergebnisse stehen 
im Einklang mit den Befunden aus den Untersuchungen von HATTIE (2009).
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(2) Wie wirkt sich Inklusion auf psychosoziale Variablen (z. B. Selbstkonzept) der Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf aus?

Insgesamt überwiegen die Studien, die schwache negative Wirkungen insbesondere auf 
die Entwicklung des Selbstkonzeptes zeigen, wenn Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf inklusiv beschult werden. Bei anderen Variablen (z. B. soziale Integration in die 
Klasse) ist die Befundlage weniger klar (vgl. MÖLLER, 2013, 27). Die Befunde werden häufi g 
mit dem ‚Big-Fish-In-A-Little-Pond-Effekt‘ erklärt. Demnach kann in leistungsheterogenen 
Klassen die Präsenz zahlreicher leistungsstarker Schüler bei den Schülern mit Förderbedarf 
zu einer negativeren Selbsteinschätzung führen, während dies in Förderschulen nicht oder 
in einem geringeren Maße der Fall ist. 

(3) Wie wirkt sich Inklusion auf schulische Leistungen und auf psychosoziale Variablen der 
Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf aus?

Ein generelles Fazit fällt in beiden Bezügen schwer; insgesamt wird jedoch ausgewiesen: Die 
Belege unterstützen nicht, dass Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf Nachteile 
haben, wenn sie gemeinsam mit Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in ihrer 
Klasse unterrichtet werden (vgl. MÖLLER, 2013, 28 f.). 

Gesamtfazit

„Für die Inklusion sprechen die insgesamt leicht besseren schulischen Leistungen der 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf … Schwierig ist bei der Inklusion die 
Aufrechterhaltung insbesondere des leistungsbezogenen Selbstkonzepts der Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf. … Dagegen scheint die Inklusion für Schüler ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf keine bedeutsamen Nachteile zu haben. Dies gilt sowohl 
für die kognitive als auch für die psychosoziale Entwicklung. … (Dabei) ist zu bedenken, 
dass die Maßnahmen, die hier als Inklusion zusammengefasst werden, recht unterschied-
lich sind wie auch die beteiligten Subgruppen von Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf. Die meisten Studien beziehen sich auf Schüler mit leichten bis mittleren in-
tellektuellen Defi ziten.“ (MÖLLER, 2013, 29) Im Gesamtfazit ergibt sich aus der empirischen 
Befundlage: Nur wenig spricht gegen die Einführung inklusiver Beschulung für Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf im Bereich Lernen. Aufkommenden Schwierigkeiten 
könnte ggf. mit geeigneten Maßnahmen begegnet werden – insofern ist bedeutsam, wie 
die Inklusion umgesetzt wird. 

5. Ziele und Gestaltungsfelder einer inklusiven Berufsbildung

In der Initiative „Chance Ausbildung“ stehen im Handlungsfeld „Inklusion“ die Gestaltung 
der Rahmenbedingungen auf der berufsbildungspolitischen Ebene und die der betrieblichen 
Umsetzung im Vordergrund. Das umfasst beispielsweise Fragen der Professionalisierung 
des Bildungspersonals im Regelsystem, der Konzipierung von Unterstützungsnetzwerken für 
die Zusammenarbeit zwischen Sonder- und Regeleinrichtungen des Berufsbildungssystems 
sowie die Analyse des ordnungspolitischen Reformbedarfes.

So wichtig Programme und Projekte sind, die auf der Ebene der praktischen Bildungsarbeit 
oder der Ebene der unmittelbaren Gestaltung der praktischen Rahmenbedingungen einer 
inklusiven Ausbildung arbeiten, die Initiative „Chance Ausbildung“ zielt im Handlungsfeld 
„Inklusion“ auf einen anderen Punkt: Es geht um die Umstellung bildungspolitischer Vorgaben 
und Leitlinien mit dem Ziel, dass eine Berufsausbildung in Betrieben und in Regelberufen für 
Menschen mit Behinderung zum Normalfall und der Verweis auf Sonderwege zur Ausnahme 
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wird. Ausgehend von den skizzierten Übergängen von den allgemeinbildenden Schulen in 
Ausbildung und Beruf (vgl. Abbildung in Kap. 3) können die Zielpunkte der Initiative „Chance 
Ausbildung“ spezifi scher bestimmt werden. 

Im Einzelnen werden die folgenden Ziele verfolgt:

1. Gestaltung von Berufsorientierung und Berufsvorbereitung 
 • Bereits im Vorfeld der Berufsausbildung sind Konzepte einer integrierten Berufsbe-

ratung und Berufseinstiegsbegleitung zu entwerfen, von der behinderte und nicht-
behinderte Jugendliche gleichermaßen profi tieren, und die frühe Kanalisierungen in 
Sonderwege unterbinden.

 • Die fachlichen Ausbildungsanteile in berufsvorbereitenden Maßnahmen sollen in 
Anlehnung an die Ausbildungsinhalte aus anerkannten Ausbildungsberufen gestaltet 
werden, damit sie wirksam werden und angerechnet werden können. Hier bietet sich 
die Verwendung von Ausbildungsbausteinen an.

2. Gestaltung der kulturellen und strukturellen Bedingungen in Betrieben und Berufsschulen 
 • Es sind angepasste didaktische Konzepte für inklusive Beschulung und Ausbildung 

und eine individualisierte Lernprozessgestaltung zu entwickeln und zu erproben.
 • Es ist zu gewährleisten, dass in den Lernorten die notwendigen materiellen und 

technischen Ausstattungen, Lehr- und Beratungskompetenzen sowie das notwendige 
Grundverständnis für die inklusive Ausbildung von jungen Menschen mit Behinderung 
vorhanden sind.

 • Eine kontinuierliche individuelle Unterstützung von Auszubildenden mit Behinderung 
wird die Ausbildungsbetriebe entlasten und kann Abbruchquoten verringern. Als Ak-
teure dieser Unterstützungsleistungen kommen vor allem die bestehenden Träger 
der Ausbildung und Beschäftigung von Jugendlichen mit Behinderung in Betracht.

 • Korrespondierend dazu erhalten die Ausbildungsbetriebe die notwendige materielle 
und personelle Unterstützung, um den Voraussetzungen an eine qualitativ hochwertige 
Ausbildung für junge Menschen mit Behinderung gerecht werden zu können.

3. Gestaltung von Unterstützungssystemen, Kompetenzentwicklung und Potenzialumbau
 • Die Kompetenzentwicklung von Lehrpersonen der Berufsschulen und der Ausbilder in 

der betrieblichen Ausbildung ist ein entscheidender Faktor, wenn es um die Inklusion 
von Jugendlichen mit Behinderung und den Umgang mit heterogenen Gruppen geht.

 • Es sind geeignete Formen der Lehrerbildung und Ausbilderqualifi zierung zu entwi-
ckeln und im Rahmen der Regelangebote zur Vorbereitung und Weiterbildung des 
Lehr- und Ausbildungspersonals umzusetzen.

 • Es sind die Voraussetzungen einer inklusiven Berufsbildung in die Konzepte und 
Curricula der Ausbildung von Lehr- und Ausbildungspersonal zu integrieren.

 • In den Bundesländern schrittweise ist die Überführung von Förder(berufs)schulen in 
Regelschulen zu unterstützen.

 • Zugleich sind die vorhandenen sonderpädagogischen Kompetenzen in den berufl i-
chen Schulen, Berufsbildungswerken und anderen Einrichtungen für die Bildung von 
Jugendlichen mit Behinderung als eine wertvolle Ressource zu nutzen.

4. Rahmenbedingungen für eine inklusive Berufsausbildung
 • Die Rahmenbedingungen der Berufsausbildung sind auf diese Ziele hin auszurichten 

– teilweise wird dies im Rahmen der bestehenden Flexibilität des Systems möglich 
sein, teilweise wird jedoch auch zu prüfen sein, ob nicht Veränderungen im ordnungs-
politischen oder sogar rechtlichen Rahmen notwendig sein werden.

 • Es ist anzustreben, dass die Berufsausbildung in allen relevanten anerkannten 
Ausbildungsberufen in zertifi zierbaren Ausbildungsbausteinen strukturiert und der 
Ausbildungsabschluss entsprechend den individuellen Voraussetzungen der Jugend-
lichen mit Behinderung auch in Etappen erreichbar ist. Durch die Strukturierung der 
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Ausbildung in Bausteinen kann für diese Jugendlichen nicht zuletzt die Motivation für 
eine disziplinierte Durchführung der Berufsausbildung gestärkt werden. 

 • Neben erhöhter Flexibilisierung durch eine curriculare Strukturierung in Form von 
Ausbildungsbausteinen sollen Formen der zeitlichen Flexibilisierung stärker genutzt 
werden. So kann die Ausbildung entsprechend den individuellen Voraussetzungen 
der Jugendlichen mit Behinderung zeitlich gestreckt oder bei akuten Problemlagen 
auch unterbrochen und zu einem späteren Zeitpunkt fortgesetzt werden.

 • Es ist zu prüfen, inwieweit auch in Werkstätten für behinderte Menschen Ausbildungs-
bausteine aus dem Ordnungsrahmen eines anerkannten Ausbildungsberufs vermittelt 
werden können.

 • Ausbildungen in Sonderberufen nach § 66 BBiG bzw. § 42m HwO sollen weitestge-
hend zurückgefahren werden. In den Fällen, in denen sie erforderlich sind, sollten 
sie sich ausschließlich auf einheitlich defi nierte Bausteine aus einem anerkannten 
Ausbildungsberuf beziehen, als anrechenbare Teile einer Ausbildung in einem Re-
gelberuf zertifi ziert und in für die Akteure des Arbeitsmarktes transparenter Form 
dokumentiert werden. Die Durchlässigkeit in die reguläre betriebliche Ausbildung soll 
somit verbessert werden.

6. Von der Programmatik zur Implementierung einer inklusiven Berufsbildung

Im Grundsatz sollte über diese Zielausrichtung breite Zustimmung bestehen. So heißt es 
beispielsweise im Nationalen Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention: „Ziel ist es, vorrangig eine berufl iche Integration oder Aus-
bildung mit allgemeinen Förderleistungen zu erreichen. Nur wenn dies nicht erreichbar ist, 
sollten behindertenspezifi sche Förderangebote erfolgen. … Die Bundesagentur für Arbeit will 
dazu beitragen, den Anteil behinderter Jugendlicher in betrieblichen Ausbildungen deutlich 
zu steigern. Bei behinderten Jugendlichen in außerbetrieblicher Ausbildung sollen verstärkt 
Ausbildungsstrukturen geschaffen werden. Der Anteil der betrieblichen Ausbildung soll um 
ein Viertel gesteigert werden“ (BMAS, 2011, 38, 41).

Vertiefter Diskussionsbedarf besteht über die Wege zur Implementierung dieser Zielset-
zungen. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn auch förderrechtliche Impulse für neue 
Formen der Kooperation zwischen Behinderteneinrichtungen und Regelangeboten der 
Berufsbildung hergestellt werden sollen und wenn berufsbildungsrechtliche Veränderungen 
zu erwägen sind.

Mit dem Konzept der Inklusion verbinden sich in der bildungspolitischen Debatte u. a. 
gesellschaftspolitische und rechtliche Programmatiken. Gesellschaftspolitisch erfasst „In-
klusion“ das Postulat, die Gesellschaft so zu gestalten, dass Menschen mit unterschied-
lichen Eigenschaften, Voraussetzungen und Interessen daran teilhaben können. Dieses 
Postulat zielt auf den generellen Umgang mit Diversität – nicht nur auf den mit behinderten 
Menschen, trifft bei diesen aber auf eine besonders kontrastierende Realität. Auf dieser 
noch prinzipiellen Ebene der Diskussion werden verschiedene Formen des Umgangs mit 
Behinderung unterschieden und dabei die Begriffe Exklusion, Separation, Integration und 
Inklusion in einen Zusammenhang gestellt.

Rechtlich fi ndet dieses Postulat bereits seit Langem eine Verankerung. Ausgehend von 
dem Gleichstellungsgebot in Artikel 3 (Absatz 3, Satz 2) des Grundgesetzes leitet es eine 
moderne Vorstellung von Sozialpolitik, wie sie an verschiedenen Stellen in den Leitvor-
stellungen des SGB IX („Teilhabe am Leben in der Gesellschaft“) bzw. SGB III („Teilhabe 
am Arbeitsleben“) programmatisch niedergelegt ist. Eine neue Dimension hat die Debatte 
durch die UN-Behindertenrechtskonvention erhalten, die im Jahr 2007 von Deutschland 
unterzeichnet wurde und 2009 in Kraft getreten ist. Die Konvention besagt in Artikel 24, 
dass bei der Verwirklichung des Rechtes auf Bildung die Vertragsstaaten sicherstellen, 
„dass Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen 
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Formen gesellschaftlichen 
Umgangs  mit Behinderung Erklärung 

Bsp.:   
Allgemeinbildende 

Schulen 

Bsp.:  
Berufliche  

Bildung 

Exklusion
Ausschluss aus dem 

System 
Befreiung von der 

Schulpflicht 
Keine Ausbildungs- bzw. 

Beschäftigungsmöglichkeit 

Separation 
 Aussondern von 

Menschen, die von der 
Norm abweichen 

Förderschulen 
Beschäftigung in Werkstätten für 

behinderte Menschen (keine 
Ausbildungsmöglichkeit) 

Integration 

Einbindung ins System, 
jedoch als Sonderweg Integrationsklassen 

Ausbildung von Menschen mit 
Behinderung zu „Fachpraktikern“ (nach 

§§ 66 BBiG/42 HwO) 

Inklusion Zugehörigkeit aller 
Menschen. 

Systemanpassung an 
individuelle 

Voraussetzungen

Inklusive Schule 
Ein flexibilisiertes System, das jedem 

Jugendlichen die Chance auf eine 
Berufsausbildung ermöglicht 

Abbildung: Prinzipien von Exklusion/Separation/Integration und Inklusion in der Schul- und 
Berufsbildung (Zusammenstellung: Aline HOHBEIN)

Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und 
lebenslangem Lernen haben.“ (Art. 24, Abs. 5) 

Art. 19 („Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft“) postuliert 
für Menschen mit Behinderungen die gleichen Wahlmöglichkeiten wie für andere Menschen in 
der Gemeinschaft und verpfl ichtet die Vertragsstaaten, „wirksame und geeignete Maßnahmen 
(zu treffen), um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre 
volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern“. 
Das Ziel bei der Hilfe ist Teilhabe, spezialisierte Hilfen sind nachrangig. Regelinstitutionen 
sollen sich öffnen. Behinderteneinrichtungen können sie dabei unterstützen – statt Sonder-
welten für Menschen mit Behinderung aufzubauen.

In welcher Geschwindigkeit, in welchem Umfang und in welcher Ausbreitung eine inklu-
sive Berufsbildung realisiert und nicht nur programmatisch postuliert wird, ist letztlich eine 
Frage der gesellschaftlichen Priorisierung und Ressourcenverteilung. Unabhängig von 
der Frage der Intensität bei der Umsetzung ist jedoch mit dem Postulat der Inklusion eine 
Richtung gewiesen, die sich von der in der Berufsbildung bisher praktizierten Separation 
von Ausbildungsaspiranten mit Behinderung grundlegend unterscheidet. 

Die Diskussion über Inklusion von Menschen mit Behinderung führt zu zahlreichen 
Anschlussfragen – etwa der Frage, ob die Kopplung von Unterstützung mit besonderen 
Wohnformen aufzugeben ist, wie barrierearm der Lebensalltag von Verkehrswegen bis zur 
Informationstechnologie zu gestalten ist oder wie Menschen mit Behinderung der Zugang 
zum allgemeinen Arbeitsmarkt geebnet werden kann. Über eine Inklusionsrhetorik hinaus 
werden praktische Fragen der Inklusion im Bildungswesen und hier insbesondere im Berufs-
bildungswesen sowie in der Arbeitsmarktpolitik bislang jedoch erst ansatzweise thematisiert. 

Die Ziele der Initiative „Chance Ausbildung“ werden nicht durch neue Institutionen und 
Akteure umgesetzt werden können. Es geht darum, die Einrichtungen, die sich heute be-
reits der berufl ichen Bildung und Beschäftigung von Menschen mit Behinderung verpfl ichtet 
wissen, auf die Ziele der Initiative hin zu orientieren und ihnen konzeptionelle Unterstützung 
anzubieten.
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Die Bildung und Beschäftigung von Menschen mit Behinderung ist zu großen Teilen 
in festen Strukturen, vor allem in spezifi schen Einrichtungen im Umfeld der öffentlichen, 
kirchlichen und privaten Wohlfahrtsorganisationen institutionalisiert. Diese Einrichtungen 
verfügen über ausgeprägte Erfahrungen zu behinderungsspezifi schen Fragen bei der 
Berufsausbildung. In diesem Bereich wirken unterschiedliche Akteure in einem komplexen 
politischen Handlungsfeld zusammen, so u. a.:

• Rehabilitationsträger (insbesondere BA, Deutsche Rentenversicherung, Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung, Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der 
Sozialhilfe, Arbeitsgemeinschaft der Kinder- und Jugendhilfe)

• Rehabilitations-Leistungsträger (insbesondere Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufs-
bildungswerke, Arbeitsgemeinschaft der Berufsförderungswerke, Bundesarbeitsgemein-
schaft Werkstätten für behinderte Menschen)

• Zusammenschlüsse der freien Wohlfahrtspfl ege (insbesondere Bundesverband der Ar-
beiterwohlfahrt, Bundesvereinigung Lebenshilfe, Deutscher Caritasverband, Deutscher 
Paritätischer Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk der EKD)

• Bundesministerien (insbesondere BMAS, BMBF, BMWI)
• Bundesinstitut für Berufsbildung
• Landesministerien und KMK
• Kommunale Zusammenschlüsse (insbesondere Deutscher Städtetag, Deutscher Land-

kreistag, Deutscher Städte- und Gemeindebund)
• Interessenvertretungen der Wirtschaft und der Sozialpartner (insbesondere BDA, BDI, 

ZDH, DIHK, DHKT, DGB)
• Fachgesellschaften (insbesondere Deutsche Akademie für Rehabilitation, Deutsche 

Vereinigung für Rehabilitation, Deutsche Gesellschaft für Rehabilitationswissenschaften)
• Integrations- und/oder Versorgungsämter bzw. die ihnen zugeordneten Integrationsfach-

dienste in den Bundesländern
• Ausbildungspakte von Bund und Ländern

Auf der Praxisebene werden die Ausbildungsleistungen durch zahlreiche Träger an unter-
schiedlichen Lernorten angeboten (vgl. NEUMANN et al., 2010, 35 ff.). Ein zentraler Akteur in 
der Berufsvorbereitung und der Erstausbildung behinderter Jugendlicher sind die Berufsbil-
dungswerke (BBW). Sie bilden an 52 Standorten ca. 15.000 junge Menschen in mehr als 240 
Berufen aus. Getragen werden die BBW in der Regel von gemeinnützigen Organisationen, 
fi nanziert werden sie bzw. die Maßnahmen größtenteils durch die Bundesagentur für Arbeit 
(vgl. SEYD, SCHULZ, 2012, 39 f.; NEUMANN et al., 2010, 27 ff.). BBW sind abzugrenzen von 
Berufsförderungswerken (BFW), deren Zielgruppe erwachsene Arbeitnehmer darstellen, 
die aufgrund von Krankheit oder Unfall ihren bisherigen Beruf nicht mehr ausüben können. 
In BFW sollen Umschulung und Weiterbildung, in Ausnahmefällen bei ungelernten Arbeit-
nehmern auch eine Erstausbildung erfolgen. Bundesweit halten die BFW 28 Einrichtungen 
mit ca. 12.000 Plätzen vor (vgl. BIERMANN, 2012, 16).

In der Initiative gilt es, die bestehenden Kompetenzen zu nutzen, zugleich aber die 
Einrichtungen in größerem Maße als bisher gegenüber der betrieblichen Bildung und für 
die Ausbildung in Regelberufen zu öffnen. Es geht also nicht darum, die betrieblich-duale 
Ausbildung gegen Berufsbildungswerke, Werkstätten für Menschen mit Behinderung und 
andere Akteure abzuschirmen, sondern darum, bestehende Ambitionen und kompatible 
Zielsetzungen der verschiedenen Akteure aufzunehmen und für die Initiative nutzbar zu 
machen. Beispielsweise zeigen Konzepte in den BBW sowie die in Modellprojekten erprobte 
„verzahnte Ausbildung“ bzw. modularisierte Ausbildungsstrukturen eine hohe Kompatibilität 
mit den hier verfolgten Zielsetzungen.3 

3 Zu erinnern ist hier u. a. an das Projekt „ Integrative Ausbildung für Büroberufe“ (IntAB) in Hamburg: 
Behinderte Jugendliche werden in eine Regelausbildung aufgenommen; erst nach der Abschluss-
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Ein erster wesentlicher Schritt im Rahmen der Implementierung besteht vor diesem 
Hintergrund darin, die gemeinsamen Ziele und Interessen zu präzisieren und im Rahmen 
einer Stakeholder-Analyse zu verdichten. Konfrontative Konzepte sollen insofern vermieden 
werden. Es geht zunächst darum, Konsens über Ziele und Implikationen einer inklusiven 
Ausbildung herzustellen und – in einem zweiten Schritt – um die Defi nition neuer Rollen-
verteilungen der bestehenden Akteure.
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